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Bundeshaushalt: Wohnungswirtschaft begrüßt Änderungen bei der Verga-
bepraxis von bundeseigenen Immobilien 

Berlin – Der Deutsche Bundestag hat gestern Abend in abschließender 3. Lesung das Haushalts-
gesetz  2018 beschlossen. Der Spitzenverband der Wohnungswirtschaft GdW begrüßt die darin 
enthaltenen Änderungen bei der Vergabepraxis von bundeseigenen Immobilien durch die Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben (BImA).  

"Wir brauchen dringend mehr bezahlbares Bauland, um mehr bezahlbaren Wohnraum in den an-
gespannten Märkten zu schaffen", erklärte Axel Gedaschko, Präsident des GdW. "Es ist daher 
sehr erfreulich, dass die BImA sich nun von der Vergabepraxis nach Höchstpreisgebot wegbewegt 10 
und den Kommunen die Möglichkeit eröffnet, bundeseigene Grundstücke zur Erfüllung ihres öf-
fentlichen Auftrags vergünstigt zu erwerben. Darüber hinaus kann eine Weiterveräußerung eines 
verbilligt erworbenen Grundstücks an private Dritte zu gleichen Bedingungen erfolgen, wenn die 
Kommune sich dieses Dritten zur Erfüllung der öffentlichen Aufgaben bedient. "Durch diese Öff-
nungsklausel wird es künftig für Genossenschaften, kommunale Wohnungsgesellschaften aber 
auch für private Unternehmen einfacher, Bundesgrundstücke für den Bau bezahlbaren Wohn-
raums zu nutzen", begrüßte Gedaschko. Einzelheiten soll eine Richtlinie zur verbilligten Abgabe 
von Grundstücken regeln.  

Darüber hinaus darf das Gesamtvolumen der gewährten Nachlässe auf den Verkehrswert den bis-
herigen Betrag von 100 Mio. Euro künftig dann überschreiten, wenn die verbilligte Abgabe von 20 
Grundstücken dem sozialen Wohnungsbau dient. 

Als weiteren Schritt appellierte der GdW-Chef an den Bund, auch die Grundstücke des Bundesei-
senbahnvermögens in die Überlegungen zur verbilligten Abgabe einzubeziehen. Hier wurden den 
Eisenbahn-Wohnungsgenossenschaften ursprünglich Erbbaurechte eingeräumt, die nun auslau-
fen. Wenn die Genossenschaften diese Grundstücke nun zu den – teilweise spekulativen – Ver-
kehrswerten erwerben, würden sich in den Hotspots immense Mieterhöhungen für die Nutzer er-
geben. 

Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen vertritt als größter deutscher 
Branchendachverband bundesweit und auf europäischer Ebene rund 3.000 kommunale, genossenschaftli-
che, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften 30 
rd. 6 Mio. Wohnungen, in denen über 13 Mio. Menschen wohnen. Der GdW repräsentiert damit Woh-
nungsunternehmen, die fast 30 Prozent aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. 


